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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kennt-
nis und stimmt diesen zu. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass sie sich gemäß RREP WM 
im Ländlichen Raum mit günstiger Wirtschaftsbasis befindet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Entwicklungsrahmen der Wohnbau-
flächenentwicklung bis 2020 ausgeschöpft ist. 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass der Bebauungsplan Nr. 27 den Anga-
ben des städtebaulichen Entwicklungskonzeptes der Gemeinde Kalkhorst ent-
spricht. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Vorhaben den Programmsätzen 4.1 
(5) Z LEP M-V und 4.1 (2) Z RREP WM entspricht. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich der Vorhabenbereich in einem Vor-
behaltsgebiet Landwirtschaft und Vorbehaltsgebiet Tourismus bzw. Tourismus-
schwerpunkt befindet. 
 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass das Vorhaben mit den Zie-
len und Grundsätzen der Raumordnung und Landesplanung vereinbar ist. 
 
 
 
 
Der abschließende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt die Ausführungen zur Kenntnis und stimmt die-
sen zu. 
 
 
 
 
Grundflächenzahl 
Die Gemeinde beabsichtigt mit den differenzierten Festsetzungen zur GRZ in 
dem allgemeinen Wohngebiet WA 2 eine dichtere Bebauung zuzulassen, durch 
die eine Hofsituation entstehen kann. In dem allgemeinen Wohngebiet WA 1 ist 
eine aufgelockerte Bebauung mit größeren Grundstücken vorgesehen. Daher 
wurde eine niedrigere GRZ festgesetzt. 
 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass mit der Festsetzung nach § 9 Abs. 1 
Nr. 21 BauGB noch kein Nutzungsrecht begründet wird. Weiterhin wird zur 
Kenntnis genommen, dass die Begründung durch Vertrag, Bestellung von ding-
lichen Rechten, Grunddienstbarkeit oder Baulast erfolgt. 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die festgesetzten Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht zusätzlich über Baulasten zu sichern sind. 
 
 
Die Gemeinde nimmt den Hinweis zur Kenntnis und wird die Sichtdreiecke in 
der Planzeichnung ergänzen. 
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Art der baulichen Nutzung 
Die Gemeinde Kalkhorst verfolgt nicht das Ziel Ferienwohnungen im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes Nr. 27 generell auszuschließen. Ein Hinweis da-
rauf, dass Ferienwohnungen ausnahmsweise zulässig sind wird in der Begrün-
dung ergänzt. 
 
 
Maß der baulichen Nutzung 
Die Gemeinde hat sich mit den vorgebrachten Inhalten der Stellungnahme zum 
festgesetzten Bezugspunkt auseinandergesetzt. Um der Maßgabe einer aus-
reichenden Bestimmtheit zu entsprechen, wird der Bezugspunkt folgenderma-
ßen definiert: Bezugspunkt ist die mittlere hergestellte Höhenlage der vom Ge-
bäude überdeckten Geländeoberfläche. Gleichzeitig erhöht die Gemeinde die 
zulässigen Trauf- und Firsthöhen um 0,5 m, um mit der geänderten Definition 
des Bezugspunktes auch die Sockelhöhe zu berücksichtigen. Der Bebauungs-
plan erfährt folglich keine inhaltlichen Änderungen. 
 
 
 
 
 
Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die unter 2. des Teil B - Text getroffene 
Festsetzung nicht dem Festsetzungsgehalt nach § 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB ent-
spricht. Nach erneuter Prüfung der Festsetzung ist die Gemeinde zu dem Er-
gebnis gekommen diese nach § 9 Abs. 3 BauGB festzusetzen. Mit § 9 Abs. 3 
BauGB kann die Gemeinde die Höhenlage bei Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 
BauGB aus städtebaulichen Gründen festsetzten. In Betracht kommen hierbei 
auch Aufschüttungen und Abgrabungen (vgl. BeckOK BauGB/Spannowsky 
BauGB § 9 Rn. 155). 
Mit der Festsetzung zur Höhenlage setzt die Gemeinde fest, dass Veränderun-
gen an der Geländeoberfläche nur bis zu einem Höchstmaß zulässig sind und 
dann, wenn es für die Statik des Gebäudes erforderlich ist. Die Gemeinde ver-
hindert damit die Errichtung von Gebäuden auf Hügeln oder in Senken und stellt 
die Wahrung eines einheitlichen Ortsbildes sicher. 
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Örtliche Bauvorschriften 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kenntnis, teilt je-
doch nicht die Auffassung, wonach örtliche Bauvorschriften entweder als Ge-
meindesatzung oder als Bestandteil eines Bebauungsplanes erlassen werden 
müssen und eine Kombination nicht zulässig wäre. Nach § 86 Abs. 3 LBauO 
M-V können örtliche Bauvorschriften „auch durch Bebauungsplan […] nach den 
Vorschriften des Baugesetzbuches erlassen werden“. Den Formulierungen des 
Gesetzgebers kann nicht entnommen werden, dass die Anwendung der einen 
Option den Ausschluss der anderen zur Folge hätte. Vielmehr zeigt der neben-
stehend gegebene Hinweis, nach dem in anderen gesetzlichen Regelungen 
getroffene Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich übernommen 
werden können, dass eine Kombination möglich ist. 
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In § 1 Abs. 3 der Satzung der Gemeinde Kalkhorst zur Ortsgestaltung in den 
Orten der Gemeinde i. d. F. der 1. Änderung (folgend Gestaltungssatzung) wird 
die Möglichkeit in Bebauungsplänen von den Festsetzungen der Satzung ab-
zusehen gegeben. Weiterhin wird davon ausgegangen, dass bei der Aufstel-
lung von Satzungen neue Festsetzungen getroffen werden und diese dann in 
einem Bebauungsplan geregelt werden sollen. Ausgehend von der Formulie-
rung („sollen […] geregelt werden“) handelt es sich um eine Absichtserklärung 
und nicht um eine verbindliche Vorschrift. 
 
Die Gemeinde hat sich nach Prüfung der vorgebrachten Belange dazu ent-
schieden, sich weiterhin auf die Gestaltungssatzung zu berufen und gleichzeitig 
eigene Festsetzungen zu den örtlichen Bauvorschriften im Bebauungsplan zu 
treffen. Die Gemeinde bringt mit ihrer Gestaltungssatzung die beabsichtigten 
Anforderungen an die äußere Gestaltung der baulichen Anlagen in der Ge-
meinde zum Ausdruck. Deshalb erachtet die Gemeinde es als sinnvoll sich 
auch in dem Bebauungsplan auf diese zu beziehen. Zudem werden abwei-
chende Zielvorstellungen der äußeren Gestaltung der baulichen Anlagen ge-
troffen, um den spezifischen Gestaltungsabsichten in dem Plangebiet gerecht 
zu werden. Die Gemeinde erachtet es daher als zielführend sich in einem Be-
bauungsplan auf eine andere Satzung der Gemeinde zu berufen (Gestaltungs-
satzung). 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass seitens der unteren Natur-
schutzbehörde auf keine entgegenstehenden Belange hingewiesen wird. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die artenschutzrechtlichen Vermei-
dungsmaßnahmen (Teil B Text, Hinweise) einzuhalten und umzusetzen sind. 
 
 
Begründung 
Die nebenstehenden Ausführungen zum Artenschutz nach dem Bundesnatur-
schutzgesetz werden zur Kenntnis genommen und beachtet. 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass voraussichtliche Auswirkungen auf Tiere 
und Pflanzen in einem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag darzustellen und 
von der UNB zu prüfen sind. 
 
 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kenntnis und 
stimmt diesen zu. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Einschätzung der Gutachter mitge-
tragen wird, sofern die festgesetzten Vermeidungsmaßnahmen eingehalten 
und umgesetzt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass seitens der unteren Was-
serbehörde auf entgegenstehende Belange hingewiesen wird, die in der Abwä-
gung berücksichtigt werden sollen. 
Prinzipielle Bedenken gegen die Planung können der Stellungnahme nicht ent-
nommen werden. 
 
 
 
 
1. Wasserversorgung 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass das Vorhaben nicht durch Trinkwas-
serschutzzonen berührt wird. Der zuständige Zweckverband Grevesmühlen 
wurde ebenfalls als Träger öffentlicher Belange beteiligt. 
 
2. Abwasserentsorgung 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Der zuständige Zweckver-
band Grevesmühlen wurde ebenfalls als Träger öffentlicher Belange beteiligt. 
 
3. Niederschlagswasserbeseitigung 
Die Gemeinde Kalkhorst hat sich nach Prüfung der eingegangenen Stellung-
nahmen dazu entschlossen, ein Entwässerungskonzept durch das Ingenieur-
büro Möller (Grevesmühlen, Mai 2021) zu erstellen lassen. 
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In dem Entwässerungskonzept wird aufgrund der Erfahrungen aus Bauvorha-
ben in direkter Nähe davon ausgegangen, dass keine Versickerung auf den 
Grundstücken möglich ist. Es wird daher die Niederschlagswasserableitung in 
das im Plangebiet bestehende Gewässer empfohlen. Ausgehend von den Be-
rechnungen zum anfallenden Niederschlagswasser ist eine ungedrosselte Ab-
leitung möglich. Der vorhandene Überlauf des Gewässers in den Regenwas-
serkanal in der Straße der Jugend wird nicht erhöht. Bei einem 10-jährigen Be-
messungsregen erhöht sich der Wasserstand im Gewässer um ca. 19 cm. 
 
Die Gemeinde setzt fest, dass das auf den privaten Grundstücken anfallende 
Niederschlagswasser zentral zu sammeln und in das im Plangebiet befindliche 
Gewässer einzuleiten ist. Wird durch ein Fachgutachten die Versickerungsfä-
higkeit auf einem Grundstück nachgewiesen, ist auch eine dezentrale Versi-
ckerung möglich. 
 
 
 
 
 
 
Untere Abfallbehörde 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass die untere Abfallbehörde 
auf keine entgegenstehenden Belange hinweist und dass abfallrechtliche Be-
lange nicht berührt sind. 
 
 
 
 
 
 
Untere Bodenschutzbehörde 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass seitens der unteren Boden-
schutzbehörde auf entgegenstehende Belange hingewiesen wird, die in der Ab-
wägung berücksichtigt werden sollen. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Plangebiet in drei Bereiche mit 
unterschiedlichen bodenschutzrechtlichen Belangen unterteilt. 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass eine Einschätzung zu erfolgen hat, ob 
mit schädlichen Bodenveränderungen zu rechnen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei den nebenstehenden Ausführungen handelt es sich um Mutmaßungen, die 
nicht geeignet sind als Hinweise aufgeführt zu werden. Stattdessen hat sich die 
Gemeinde entschlossen diese in die Begründung unter 3.4 aufzunehmen. 
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Bei den nebenstehenden Ausführungen handelt es sich um Mutmaßungen, die 
nicht geeignet sind als Hinweise aufgeführt zu werden. Stattdessen hat sich die 
Gemeinde entschlossen diese in die Begründung unter 3.4 aufzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass die untere Immissions-
schutzbehörde auf entgegenstehende Belange hinweist, die im Rahmen der 
bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden müssen. 
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Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zu den Planungszie-
len zur Kenntnis und stimmt diesen zu. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Betriebsgrundstück der Sem-
rau Bau GmbH & Co. KG Kalkhorst in einem Abstand von 4 m von dem Plan-
gebiet befindet. Weiterhin wird zur Kenntnis genommen, dass es dort einen 
Lagerplatz, einen Abstellplatz für Baucontainer sowie Stellflächen für Fahr-
zeuge gibt. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass es sich um eine nicht genehmigungsbe-
dürftige Anlage, die den Regelungen der TA Lärm unterliegt, handelt. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass Wohnbebauung an den Gewerbebe-
trieb heranrückt. 
 
 
Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zu Lagerplätzen zur Kenntnis. 
 
 
Die Gemeinde hat sich nach Prüfung der Stellungnahme dazu entschlossen, 
eine schalltechnische Untersuchung in Auftrag zu geben. Die schalltechnische 
Untersuchung von Lärmschutz Seeburg (Rostock, 10.05.2021) kommt zu fol-
genden Ergebnissen: 
 
Die Beurteilungspegel für die Semrau Bau GmbH & Co. KG liegen im Norden 
des allgemeinen Wohngebietes WA 1 bei 53 dB(A) im Erdgeschoss und bei 
54 dB(A) im 1.OG. Der Orientierungswert für allgemeine Wohngebiete wird um 
1 dB unterschritten. Weiterhin ist festzustellen, dass der Wert von 55 dB(A) be-
reits auf dem Betriebsgelände erreicht wird. An der bestehenden Wohnbebau-
ung berechnen sich Beurteilungspegel von maximal 53 dB(A). 
 
Aufgrund der am Standort betriebenen Aggregate und der Entfernung zu den 
Immissionsorten ist eine Überschreitung des Spitzenpegelkriteriums nicht zu 
erwarten. Durch die spezifischen Eigenschaften der am Standort betriebenen 
Maschinen und Aggregate gibt es keine objektiven Anhaltspunkte, dass bei den 
Leistungsparametern immissionsrelevante tonale tieffrequente Geräuschemis-
sionen auftreten können. Durch Semrau Bau GmbH & Co. KG werden pro Tag 
10 LKW-Fahrten und maximal 30 PKW-Fahrten erzeugt. Der Verkehr findet 
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ausschließlich im Tageszeitraum statt. Aufgrund der geringen Verkehrsmengen 
ausschließlich am Tage ist festzustellen, dass die Anforderungen der TA Lärm 
bezüglich des anlagenbezogenen Verkehrs im öffentlichen Verkehrsraum für 
den Betrieb eingehalten werden. 
Die Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbe werden durch die Be-
triebsabläufe auf dem Betriebshof der Baufirma Semrau Bau GmbH & Co. KG 
unterschritten. Durch das geplante allgemeine Wohngebiet WA 1 werden keine 
immissionsschutzrechtlichen Anforderungen gestellt, die zu Einschränkungen 
auf dem Betriebshof führen. 
 
Festsetzungen zum Immissionsschutz sind folglich nicht erforderlich. 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine weiteren relevanten auf das Plan-
gebiet einwirkenden Immissionen zu erwarten sind. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine von der geplanten Nutzung aus-
gehenden Emissionen zu berücksichtigen sind. 
 
 
Denkmalschutz 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass keine Bau- und/oder Boden-
denkmale betroffen sind. 
 
 
 
Der Hinweis ist Bestandteil des Bebauungsplanes. 
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Brandschutz 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt die gegebenen Hinweise zum Brandschutz zur 
Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zur Löschwasserversorgung werden zur Kenntnis genommen. 
 
Für das Plangebiet besteht für den Grundschutz ein Löschwasserbedarf von 
48 m³ pro Stunde über einen Zeitraum von zwei Stunden. Zur Sicherung der 
Löschwasserversorgung steht ein Vertragshydrant mit einer Leistung von 
48 m³/h-96 m³/h zur Verfügung, der sich direkt angrenzend an das Plangebiet 
an der „Straße der Jugend“ befindet. Zudem gibt es nordöstlich des Plangebie-
tes einen weiteren Hydranten mit einer Leistung von 48 m³/h-96 m³/h, der in 
den Vertrag aufgenommen werden soll. Der im Westen des Plangebietes be-
findliche Teich kann zusätzlich zur Löschwasserversorgung herangezogen 
werden. Der Teich ist im Eigentum der Gemeinde und stellt ein Löschwasser-
reservoir von über 48 m³ dar. Insgesamt kann daher der Löschwasserbedarf 
für den Grundschutz sichergestellt werden. 
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Die nebenstehenden Hinweise zur Löschwasserversorgung werden zur Kennt-
nis genommen. 
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Straßenaufsichtsbehörde 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Straßenauf-
sichtsbehörde keine Einwände bestehen. 
 
 
Straßenbaulastträger 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass für die neue Grundstücks-
zufahrt beim Fachdienst Bau und Gebäudemanagement, Kreisstraßenmeiste-
rei der Antrag auf einen baulichen Eingriff zu stellen ist. 
 
Die Gemeinde stimmt mit den Ausführungen überein, wonach neben der fest-
gesetzten Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung keine weitere Zufahrt 
erforderlich ist. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die nicht mehr notwen-
dige Zufahrt zurückzubauen ist. 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass es keine Einwände zu den ausgewiese-
nen öffentlichen Parkplätzen gibt. 
 
 
Der Hinweis zur Lichtraumhöhe wird zur Kenntnis genommen und in die Be-
gründung aufgenommen. 
 
 
Abfallwirtschaftsbetrieb 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Abfallwirt-
schaftsbetriebes keine Bedenken bestehen. 
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Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kenntnis und 
stimmt diesen zu. 
 
 
Fachdienst Kataster und Vermessung 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangebiet keine 
Aufnahme- und Sicherungspunkte des Lagenetzes befinden. 
 
Weiterhin wird zur Kenntnis genommen, dass bei Beschädigung oder Verlust 
der Verursacher die Punkte auf eigene Kosten wiederherstellen lassen muss.  
 
 
Der Hinweis, dass die Übereinstimmung der Planunterlagen mit dem aktuellen 
Liegenschaftskataster nicht geprüft wurde, wird zur Kenntnis genommen. 
  



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger                Abwägung der Gemeinde Kalkhorst 

 20 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass landwirtschaftliche Belange 
nicht berührt sind und keine weiteren Bedenken oder Anregungen geäußert 
werden. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Plangebiet in keinem Verfahren 
zur Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet und deshalb keine Beden-
ken oder Anregungen geäußert werden. 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Belange des StALU WM bezüglich 
des Naturschutzes nicht berührt werden. 
Die untere Naturschutzbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg wurde 
ebenfalls beteiligt. 
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Wasser 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine wasserwirtschaftlichen Bedenken 
bestehen. 
 
 
Boden 
Die nebenstehenden Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich keine genehmigungsbedürftigen 
Anlagen nach BImSchG in der immissionsschutzrelevanten Umgebung des 
Plangebietes befinden. 
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Die Gemeinde hat sich nach Prüfung der Stellungnahme dazu entschlossen, 
eine schalltechnische Untersuchung in Auftrag zu geben. Die schalltechnische 
Untersuchung von Lärmschutz Seeburg (Rostock, 10.05.2021) kommt zu fol-
genden Ergebnissen: 
 
Die Beurteilungspegel für die Semrau Bau GmbH & Co. KG liegen im Norden 
des allgemeinen Wohngebietes WA 1 bei 53 dB(A) im Erdgeschoss und bei 54 
dB(A) im 1.OG. Der Orientierungswert für allgemeine Wohngebiete wird um 1 
dB unterschritten. Weiterhin ist festzustellen, dass der Wert von 55 dB(A) be-
reits auf dem Betriebsgelände erreicht wird. An der bestehenden Wohnbebau-
ung berechnen sich Beurteilungspegel von maximal 53 dB(A). 
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Aufgrund der am Standort betriebenen Aggregate und der Entfernung zu den 
Immissionsorten ist eine Überschreitung des Spitzenpegelkriteriums nicht zu 
erwarten. Durch die spezifischen Eigenschaften der am Standort betriebenen 
Maschinen und Aggregate gibt es keine objektiven Anhaltspunkte, dass bei den 
Leistungsparametern immissionsrelevante tonale tieffrequente Geräuschemis-
sionen auftreten können. Durch Semrau Bau GmbH & Co. KG werden pro Tag 
10 LKW-Fahrten und maximal 30 PKW-Fahrten erzeugt. Der Verkehr findet 
ausschließlich im Tageszeitraum statt. Aufgrund der geringen Verkehrsmengen 
ausschließlich am Tage ist festzustellen, dass die Anforderungen der TA Lärm 
bezüglich des anlagenbezogenen Verkehrs im öffentlichen Verkehrs-raum für 
den Betrieb eingehalten werden. 
Die Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbe werden durch die Be-
triebsabläufe auf dem Betriebshof der Baufirma Semrau Bau GmbH & Co. KG 
unterschritten. Durch das geplante allgemeine Wohngebiet WA 1 werden keine 
immissionsschutzrechtlichen Anforderungen gestellt, die zu Einschränkungen 
auf dem Betriebshof führen. 
 
Festsetzungen zum Immissionsschutz sind folglich nicht erforderlich. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangebiet gesetz-
lich geschützte Festpunkte der amtlichen geodätischen Grundlagennetze des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern befinden. 
 
Die genaue Lage wird den Anlagen entnommen. 
 
 
 
Die nebenstehenden Bestimmungen des Geoinformations- und Vermessungs-
gesetzes werden zur Kenntnis genommen. 
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Die nebenstehenden Bestimmungen des Geoinformations- und Vermessungs-
gesetzes werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das beiliegende Merkblatt wird beachtet. 
 
 
Der zuständige Landkreis Nordwestmecklenburg wurde ebenfalls als Träger öf-
fentlicher Belange beteiligt. 
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Der Lagefestpunkt wird beachtet. 
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Der Lagefestpunkt wird beachtet. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass das LPBK M-V als obere 
Landesbehörde nicht zuständig ist. 
 
Der zuständige Landkreis Nordwestmecklenburg wurde ebenfalls als Träger öf-
fentlicher Belange beteiligt. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass in Meckl.-Vorpom. Munitionsfunde nicht 
auszuschließen sind. 
 
Der Hinweis, dass Bauherren für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften verantwortlich sind, wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass eine Kampfmittelbelas-
tungsauskunft beim Munitionsbergungsdienst des LPBK M-V zu erhalten ist. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass der WBV dem Vorhaben 
zustimmt und keine Anlagen des Verbandes im Plangebiet vorhanden sind. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass keine Erschließungsver-
einbarung notwendig ist. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Plangebiet über einen neu zu ver-
legenden Trinkwasserhaushaltsanschluss versorgt werden kann. 
 
Für das Plangebiet kann die Löschwasserversorgung für den Grundschutz ge-
währleistet werden. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich die Ortslage Kalkhorst nicht in der 
Versickerungssatzung des ZVG befindet. Die entsprechende Passage in der 
Begründung wird dahingehend geändert. Weiterhin wird zur Kenntnis genom-
men, dass bei einer geplanten Versickerung auf den Grundstücken ein Nach-
weis zu erbringen ist. Siehe Ausführungen zur Entwässerung auf der nächs-
ten Seite. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass Grundstücksanschlüsse bereits vorhan-
den sind und der Beitrag für Niederschlagswasser mit der Rechtskraft des Be-
bauungsplanes fällig wird. 
 
Die Gemeinde beabsichtigt nicht den Schmutzwasserkanal im Bereich des 
WA 1 zu überbauen. Die Baufensterausweisung wird entsprechend angepasst, 
so dass ein 6 m breiter Korridor entsteht. Zudem wird der Schmutzwasserkanal 
nachrichtlich übernommen. 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass eine Umverlegung der vorhandenen 
privaten Regenwasserleitungen (WA 2) zu Lasten des Erschließers notwendig 
ist und die technische Erschließung des Plangebietes mit dem ZVG abzustim-
men ist. Entsprechende Abstimmungsgespräche werden vor Erschließungsar-
beiten mit dem ZVG geführt. 
 
Entwässerung 
Die Gemeinde Kalkhorst hat sich nach Prüfung der eingegangenen Stellung-
nahmen dazu entschlossen, ein Entwässerungskonzept durch das Ingenieur-
büro Möller (Grevesmühlen, Mai 2021) zu erstellen lassen. 
 
In dem Entwässerungskonzept wird aufgrund der Erfahrungen aus Bauvorha-
ben in direkter Nähe davon ausgegangen, dass keine Versickerung auf den 
Grundstücken möglich ist. Es wird daher die Niederschlagswasserableitung in 
das im Plangebiet bestehende Gewässer empfohlen. Ausgehend von den Be-
rechnungen zum anfallenden Niederschlagswasser ist eine ungedrosselte Ab-
leitung möglich. Der vorhandene Überlauf des Gewässers in den Regenwas-
serkanal in der Straße der Jugend wird nicht erhöht. Bei einem 10-jährigen Be-
messungsregen erhöht sich der Wasserstand im Gewässer um ca. 19 cm. 
 
Die Gemeinde setzt fest, dass das auf den privaten Grundstücken anfallende 
Niederschlagswasser zentral zu sammeln und in das im Plangebiet befindliche 
Gewässer einzuleiten ist. Wird durch ein Fachgutachten die Versickerungsfä-
higkeit auf einem Grundstück nachgewiesen, ist auch eine dezentrale Versi-
ckerung möglich. 
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Der Bestandsplan Abwasser wird beachtet. 
  



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger                Abwägung der Gemeinde Kalkhorst 

 34 

 
 
Der Bestandsplan Trinkwasser wird beachtet. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass das forstrechtliche Einver-
nehmen erteilt wird. 
 
Weiterhin wird zur Kenntnis genommen, dass forstrechtliche Belange nicht be-
troffen sind. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass sich keine Bundesfernstra-
ßen, Landesstraßen und sonstige Liegenschaften der Straßenbauverwaltung 
im Plangebiet befinden. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass gegen den Bebauungsplan Nr. 27 in 
verkehrlicher, straßenbaulicher und straßenrechtlicher Hinsicht keine Ein-
wände oder Bedenken bestehen. 
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Die Planunterlagen werden nur zu internen Zwecken verwendet und nicht an 
Dritte weitergegeben. 
 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Telekom keine 
Einwände bestehen, wenn die erforderlichen Unterhaltungs- und Erweiterungs-
maßnahmen am ober- und unterirdischen Kabelnetz jederzeit möglich sind. 
 
Die nebenstehende Anmerkung wird in die Begründung mit aufgenommen. 
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Die nebenstehenden Hinweise zur Versorgung eines Neubaugebietes mit Te-
lekommunikationsinfrastruktur werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass für den rechtzeitigen Ausbau des Tele-
kommunikationsnetzes Erschließungsmaßnahmen mindestens 6 Monate vor 
Baubeginn schriftlich bei der Deutschen Telekom Technik GmbH angezeigt 
werden sollten. 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Abschluss einer Erschließungsver-
einbarung als zwingend notwendig angesehen wird. 
 
 
 

Die nebenstehenden Hinweise zum Kabelschutz bei der Bauausführung 
werden beachtet. 
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Der Lageplan wird beachtet. 
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass die nebenstehenden Anlagenbetreiber 
nicht betroffen sind. 
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Der dargestellte Bereich entspricht dem Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes Nr. 27 der Gemeinde Kakhorst. 
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Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass keine Einwämde bestehen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass eine Änderung des Geltungsbereiches 
eine erneute Anfrage erforderlich macht. 
Der Hinweis, dass durch den Bauausführenden eine rechzeitige erneute 
Anfrage zu erfolgen hat, wird beachtet. 
 
 
Der gegebene Hinweis wird beachtet. 
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Der dargestellte Bereich entspricht dem Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes Nr. 27 der Gemeinde Kalkhorst. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass sich keine von der 50Herz 
Transmission GmbH betriebenen Anlagen im Plangebiet befinden. 
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Die nebenstehenden Ausführungen zu den gesetzlichen Vorgaben bei der 
Brandbekämpfung werden von der Gemeinde Kalkhorst zur Kenntnis genom-
men. Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sie verpflichtet ist die Löschwas-
serversorgung sicherzustellen. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Idealversorgung für das Plangebiet 
gegeben ist. 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass für das Plangebiet ein Löschwasserbe-
darf von 48 m³/h über einen Zeitraum von 2 Stunden erforderlich ist. 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die erforderliche Wassermenge inner-
halb eines Radius von 300 m bereitzustellen ist. 
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Die Richtwerte für den Löschwasserbedarf werden zur Kenntnis genommen. 
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Die zur Verfügung des Plangebietes mit Löschwasser bestehenden Entnahme-
stellen für die Brandbekämpfung werden beachtet. 
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Das Leistungsvermögen der Löschwasserentnahmestellen wird beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen zur Löschwasserleistung des Trinkwassernetzes wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass in der Ortslage Kalkhorst ein Ringlei-
tungssystem vorhanden ist. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass für das Plangebiet 3 Löschwasserent-
nahmestellen für die Brandbekämpfung zur Verfügung stehen. 
 
Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass die Löschwasserversorgung 
für das Plangebiet gesichert ist. 
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Der Plan zur Löschwasserauskunft wird beachtet. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass sie sich über eine Aus-
bauentscheidung von Vodafone bei dem Team Neubaugebiete informieren 
kann. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass die Vodafone GmbH / Vo-
dafone Kabel Deutschland GmbH keine Einwände geltend macht und, dass 
sich im Plangebiet keine Telekommunikationsanlagen befinden. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass aus Sicht der Stadt Dassow 
keine Bedenken gegen die Planunterlagen bestehen. 
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Die Gemeinde Kalkhorst nimmt zur Kenntnis, dass die Belange der Stadt Klütz 
nicht berührt werden. 
Weiterhin wird zur Kenntnis genommen, dass die Stadt Klütz weder Anregun-
gen noch Bedenken äußert. 
 


